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Gerichtsurteil in Berlin: Geldstrafe für
Parole zur Palästinenser-Solidarität

Das Berliner Amtsgericht verurteilt eine Frau wegen des
Rufs &quot;From the River to the Sea&quot; und schafft
damit einen umstrittenen Präzedenzfall zur Palästina-

Solidarität.

Die jüngsten rechtlichen Konsequenzen, die einer jungen
Iranerin aus Berlin auferlegt wurden, werfen ein Schlaglicht auf
die Spannungen rund um den Nahostkonflikt und die öffentliche
Meinungsäußerung in Deutschland. Die 22-jährige Ava M. wurde
am 6. August vom Amtsgericht Berlin-Tiergarten zu einer
Geldstrafe verurteilt. Diese Strafe resultierte aus dem Ausruf der
Parole „From the River to the Sea, Palestine will be free“. Der
Verstoß wurde als „Billigung von Straftaten“ gemäß § 140 Nr. 2
StGB gewertet, was zur Festsetzung von 600 Euro führte.

Der Kontext um die Parole

Ava M. äußerte sich in einem Zusammenhang, der auf große



gesellschaftliche Spannungen hinweist. Am 9. Oktober 2022
hatte ein Vorfall an einer Berliner Schule, dem Ernst-Abbe-
Gymnasium in Neukölln, für Aufregung gesorgt, als ein Lehrer
einen Schüler zusammenschlug, der sich mit einem anderen
Schüler solidarisiert hatte, der eine Palästinenserfahne trug. Ava
M. hatte eine Demonstration gegen Gewalt an Schulen
anmelden wollen, die jedoch kurz vor dem Vorhaben verboten
wurde. Ihre Parole fiel im Kontext dieser Auseinandersetzung.

Die Relevanz der rechtlichen Entscheidung

Dieses Urteil hat weitreichende Implikationen für die Freiheit der
Meinungsäußerung innerhalb der deutschen Gesellschaft. Es ist
das erste Mal, dass ein Gericht eine derartige Parole nach einer
mündlichen Verhandlung als strafbar einstuft. Frühere rechtliche
Entscheidungen hatten sich mit ähnlichen Parolen beschäftigt,
jedoch oft ohne öffentliche Verhandlung. Die Bedeutung dieser
neuen rechtlichen Bewertung könnte somit den Rahmen für
zukünftige Diskussionen und Auseinandersetzungen um das
Thema Meinungsfreiheit im Kontext des Nahostkonflikts neu
definieren.

Internationale und lokale Reaktionen

Die internationale Gemeinschaft hat ebenfalls ein Interesse an
dem Fall. Der Internationale Gerichtshof hatte zuvor bekräftigt,
dass Israel möglicherweise Völkermord im Gazastreifen begeht.
In diesem Lichte könnte die Verurteilung von Ava M. nun auch
als politisch motivierte Reaktion auf diese international
diskussionswürdigen Themen gedeutet werden. Besonders in
einer Zeit, in der die deutsche Politik unter Druck steht, sich zu
den Vorfällen im Mittleren Osten zu positionieren, könnte dieses
Urteil als präzedenzrechtlich angesehen werden, das
möglicherweise die Rechte auf Protest und Meinungsäußerung in
Zukunft einschränkt.

Die Stimmen der Betroffenen



Ava M. hat sich zu ihrem Ausruf deutlich geäußert. Sie sieht
darin einen Ausdruck ihres Wunsches nach einem „säkularen
Staat ohne Unterdrückung“ für die Menschen in Israel/Palästina.
Ihr politischer Hintergrund und ihre iranischen Wurzeln prägen
ihre Ansichten. Zudem fordert sie eine Auseinandersetzung mit
der Gewalt, die in wichtigen politischen Reden, wie der des
israelischen Verteidigungsministers Yoav Gallant, propagiert
wird, wo die gesamte palästinensische Bevölkerung bewusst
unter Druck gesetzt wird.

Rechtsfragen und Perspektiven

Die Legalität der Parole und deren strafrechtliche Beurteilung
bleibt strittig. Einige Juristen argumentieren, dass der Begriff
„From the River to the Sea“ möglicherweise als Sympathie für
eine verbotene Organisation interpretiert werden könnte. Das
Bundesinnenministerium hatte vor Kurzem die Hamas verboten
und in diesem Kontext die Parole als deren Kennzeichen
angesehen. Eine solche Klassifizierung war im Falle von Ava M.
jedoch nicht explizit erhoben worden.

Fazit

Die gegen Ava M. verhängte Strafe ist mehr als eine persönliche
Angelegenheit; sie wirft dringende Fragen zur Meinungsfreiheit
und zur Art und Weise auf, wie politische Diskurse in
Deutschland geregelt werden. Die Debatte um das Verhältnis
zwischen dem Recht auf Protest und der rechtlichen Bewertung
solcher Äußerungen wird in Deutschland zunehmend intensiver,
insbesondere im Hinblick auf die schwerwiegenden globalen und
regionalen Konflikte, die auch die deutsche Gesellschaft
betreffen.

 – NAG
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Details

Besuchen Sie uns auf: mein-berlin.net
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